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Grundfragen der Interaktion von (Internet­)Technik und Recht;   
Haftung und Domainnamen 

 

Diese Kurseinheit hat 66 Seiten 
Der Arbeitsaufwand für die Bearbeitung beträgt ca. 12 Stunden 

 

Lernziele 

Nach dem Bearbeiten dieser Kurseinheit sollten Sie 

1. die Grundprobleme der Regulierung des Internet nennen können und in 
der Lage sein zu erklären, warum diese kein Hindernis für staatliche Ein-
griffe darstellen, 

2. die Grunderwägungen des Haftungsregimes im Internet kritisch hinter-
fragen und erörtern, sowie die einzelnen Haftungstatbestände im deutschen 
und europäischen Recht zusammenfassen können, sowie 

3. das Domain- und IP-Adressenvergabesystem darstellen und die dadurch 
ermöglichten Missbrauchsfälle und deren rechtliche Konsequenzen benen-
nen können. 
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1 Einleitung: Das Internet – kein rechtsfreier Raum 

Aufgaben:  

1. Lesen Sie eine Tageszeitung oder verfolgen Sie eine Online-Publikation (z.B. 

SpiegelOnline, Heise) und verfolgen Sie die aktuellen Diskussionen im Hin-

blick auf rechtliche Fragen von Internet und Multimedia (z.B. Filesharing, 

Zugangsregulierung)! 

2. Stellen Sie sich selbst eine Liste von Szenarien zusammen, in denen rechtliche 

Probleme auftreten können und versuchen Sie diese im Laufe der Arbeit mit 

diesem Kurs für sich selbst zu lösen. 

In der Frühzeit des Internet, Anfang der 90er Jahre, wurde von einigen (Infor-
mations- aber auch Rechts-)Wissenschaftlern, vor allem aus den USA1 die These 
vertreten, das Internet sei ein faktisch rechtsfreier Raum, der sich staatlicher Re-
gulierung entziehe. Gestützt wurde diese Annahme auf drei Erwägungen: 

Rechtsfreier Raum? 

1. Aufgrund seiner technischen Gestaltung sei das globale Internet gerade nicht 
auf bestimmte Orte beschränkt. Staatliche Gesetze seien hingegen in ihrer 
Anwendung und Durchsetzung stets territorial auf ein bestimmtes Gebiet be-
schränkt und könnten so allenfalls gegen einzelne Server vorgehen, nicht je-
doch das Internet insgesamt regeln. 

Globalisierung = keine 
nationale Regulie-
rungsmöglichkeit? 

2. Angesichts der Vielzahl vernetzter Systeme wären Speicherplatz und Rechen-
leistung (man denke nur an sog. "cloud computing") unbegrenzt verfügbar. 
Soweit die Ressourcen aber unbeschränkt seien, bedürfe es auch keiner Ver-
teilung – eine Regulierung ginge also ins Leere, da stets unbegrenzt Nach-
schub erhältlich sei. 

Keine begrenzten Res-
sourcen = kein Regulie-
rungsbedarf? 

3. Schließlich würde jede Regelung an der faktischen Durchsetzung scheitern: 
Die Nutzer des Internet seien anonym – man könne allenfalls IP-Adressen in 
Erfahrung bringen, nicht aber eine Adresse, unter der man den Verantwortli-
chen erreichen und sanktionieren könne. 

Anonymität = kein 
Verantwortlichkeit 

Heute, fast 20 Jahre später, wissen wir, dass diese Auffassungen sich nicht bestä-
tigt haben. Einerseits mag man dies begrüßen (z.B. Verfolgung von Terrorismus, 
Ahndung von Kinderpornographie), andererseits bedauern (z.B. Beschränkung der 

Aber: Kontrolle möglich 

____ __________________________________________ 

1  Johnson/Post, Law And Borders – The Rise of Law in Cyberspace, 48 Stanford L Rev 1367 
(1996); siehe auch Castells, Die Macht der Identität, 2003, S. 286ff. 

___
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Meinungsfreiheit, Kommerzialisierung der Inhalte).2 Indem staatliche Maßnah-
men gegen Provider geltend gemacht werden, können die nationalen Knotenpunk-
te, welche die Verbindung "nach außen" darstellen, blockiert werden – und so die 
territoriale Durchsetzung eingeführt werden.3 Durch die Vielzahl reiner "Clients" 
und vor allem durch asynchrone Datenverbindungen (Abruf schneller als die Be-
reitstellung von Ressourcen), ist heute faktisch wieder ein Ressourcenengpass 
entstanden – bestimmte Gegenstände (z.B. Domainnamen) sind qua Natur der 
Sache nur begrenzt verfügbar. Und durch eine Pflicht zur Speicherung von Daten 
können staatliche Stellen IP-Adressen bei den Providern letztlich doch zu einem 
verantwortlichen Menschen zurückverfolgen. 

Dennoch sind die drei genannten Gesichtspunkte auch heute noch bedenkenswert 
– so erweist sich etwa die "Great Firewall of China",4 durch welche die Volksre-
publik China bestimmte staatskritische Inhalte aus dem Land halten will, letztlich 
doch aufgrund der technischen Gestaltung des Internet als lückenhaft, oder die 
Verfolgung von Straftaten wird durch öffentliche Internetzugänge in Internet-
Cafés etc. erschwert. Auf dem Internet Protokoll aufbauende Systeme wie "Free-
Net"5 sind sogar durch Verschlüsselung und doppelt anonymisierte, verteilte 
Speicherung bislang völlig anonymisiert. 

Beachte: Kosten/Nutzen 
der Verfolgung 

Gegenstand dieses Kurses kann selbstverständlich nicht jede auf das Internet an-
wendbare Regelung sein. Denn – auch das haben die Juristen sehr schnell erkannt 
– grundsätzlich kann man fast jede Regel aus dem realen Leben auch im Cyber-
space anwenden, soweit sie nicht gerade auf einen bestimmten, verkörperten Ge-
genstand (eine "Sache" im Sinne von § 90 BGB) abstellt. Vielmehr werden die 
wichtigsten Fragen im Hinblick auf Inhalte im Internet erörtert. Dies sind: 

Inhaltliche Beschrän-
kung 

 In dieser Kurseinheit: Grundprinzipien; Haftung für Inhalte im Internet, sowie 
der Strafbarkeit für typische Internetdelikte 

 In Kurseinheit 2: Grundzüge des Urheberrechts sowie des (privaten) Daten-
schutzrechts 

 In Kurseinheit 3: Grundzüge der unternehmerischen Tätigkeit im Internet 
(Informationspflichten, Lauterkeitsrecht). 

____ __________________________________________ 

2  siehe Hoeren, NJW 2008, 2615 ff.; Hornig, ZUM 2001, 846; bereits Sieber, MMR 1998, 
329. 

___

3  Die Diskussion über "Netzsperren" wegen Kinderpornographie wird nicht nur in juristischen 
Fachpublikationen (vgl. Frey, MMR 2009, 221) sondern auch im politischen Raum geführt. 

4  "Projekt Goldener Schild" (金盾工程, jīndùn gōngchéng). 

5 http://freenetproject.org/ (nicht zu verwechseln mit dem gleichnamigen Provider!); siehe 
Gampp, GRURInt 2003, 991; ders., GRURInt 2005, 107; Gercke, ZUM 2007, 791; Kreutzer, 
GRUR 2001, 193; Frey, ZUM 2001, 466.  

http://freenetproject.org/
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